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	 Einleitung 

�.� Anlass 

Die Technischen Richtlinien für die Bundeswasserbauverwaltung (RIWA-T)1 sehen vor, dass 

Gewässerpflege- und Instandhaltungskonzepte (Gewässerpflegekonzepte, kurz: GPI) künftig 

im Rahmen von Generellen Projekten (siehe J.A.A RIWA-T) oder von Projekten (siehe K.@.J 

RIWA-T) für alle neu zu errichtenden Schutz- und Regulierungsmaßnahmen zu erstellen sind. 

Gewässerpflegekonzepte wurden als Planungsinstrument in der Bundeswasserbau-

verwaltung (BWV) eingeführt, um auf einer übergeordneten Planungsebene jene 

Instandhaltungs-, Pflege und Betriebsmaßnahmen auszuwählen und festzulegen, mit denen 

die Wirksamkeit von Hochwasserschutzanlagen und die Sicherstellung eines bestehenden 

Hochwasserschutzes bei gleichzeitiger Erhaltung bzw. Verbesserung der ökologischen 

Funktionsfähigkeit der Gewässer erreicht werden kann. Die dazu erforderliche Abstimmung 

mit den zuständigen Verwaltungsstellen soll im Rahmen des Planungsprozesses erfolgen. 

Der vorliegende Leitfaden für Gewässerpflegekonzepte dient als Arbeitsbehelf zur 

bundesweiten Standardisierung der Inhalte, Abläufe und der Vorgangsweise bei der 

Erstellung von Gewässerpflegekonzepten und ist im Rahmen der Richtliniensammlung für die 

Bundeswasserbauverwaltung (siehe Kap. 	@.@ RIWA-T) anzuwenden. 

�.! Erstellung des Leitfadens 

Für die Erstellung des Leitfadens ist die Abteilung I/	� Schutzwasserwirtschaft im BMNT 

verantwortlich. Die Abteilungen I/@ Nationale und Internationale Wasserwirtschaft und 

I/L Wasserlegistik und Wasserökonomie haben im Rahmen ihres Aufgabenbereiches an der 

Erstellung mitgewirkt. Die Erarbeitung und Redaktion erfolgte durch die Technischen Büros 

Eberstaller GmbH und land.und.wasser.  

In die Erstellung des Leitfadens waren eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe 

„Gewässerpflegekonzepte“, bestehend aus von Landes- und Bundesdienststellen 

                                                                 
1 Technische Richtlinien für die Bundeswasserbauverwaltung gemäß § 3 Abs. 2 WBFG, Fassung 2016 (RIWA-T) 
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nominierten Vertretern, sowie der Arbeitsausschuss „Gewässerbetreuung“ im ÖWAV2 

eingebunden.  

Die Mitglieder dieser Arbeitsgruppen waren (in alphabethischer Reihenfolge und ohne Titel): 

Christian Amberger, Peter Anderwald, Stefanie Aumayr, Thorsten Bungart, Jürgen 

Eberstaller, Thomas Fink, Horst Fischer, Rosemarie Friesenecker, Stefan Frischer, Hubert 

Honsowitz, Rudolf Hornich, Susanne Karl, Josef Mader, Christian Maier, Antonia Massauer, 

Helena Mühlmann, Andreas Murrer, Gerhard Nagel, Wolfgang Paal, Werner Petutschnig, 

Drago Pleschko, Barbara Pucker, Werner Rubey, Tanja Schriebl, Katharina Schüssler, Norbert 

Sereinig, Wilhelm Somogyi, Stefan Stemer, Melanie Ullmann, Andreas Unterweger, 

Charlotte Vogl, Dieter Vondrak, Stefan Walder). 

Die Einbindung dieser Arbeitsgruppen fand im Rahmen von drei Workshops, mehreren 

Besprechungen sowie im Wege von schriftlichen Stellungnahmen statt.   

                                                                 
2 Österreichischer Wasser- und Abfallwirtschaftsverband (ÖWAV) 
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� Rechtliche Grundlagen 

!.� Wasserrecht 

Abgesehen davon, dass der vierte Abschnitt des Wasserrechtsgesetzes3 (WRG) mit „Von der 

Abwehr und Pflege der Gewässer“ betitelt ist, kommt der Begriff der „Gewässerpflege“ 

weder im Wasserrechtsgesetz noch im Wasserbautenförderungsgesetz4 vor. Unter 

„Gewässerpflege“ werden im WRG im Wesentlichen die Regelungen betreffend die 

Instandhaltung natürlicher Gewässer und deren Hochwasserabflussbereiche (§ AK) sowie die 

Instandhaltung von Wasseranlagen (§ G�) verstanden. 

Der gegenständliche Leitfaden beschäftigt sich im Schwerpunkt mit 

Gewässerpflegekonzepten für regulierte Gewässerstrecken, weshalb auch die Darstellung 

des Rechtsrahmens auf Rechte und Pflichten auf nach wasserrechtlichen Vorschriften 

bewilligte Wasseranlagen fokussiert und die Instandhaltung unregulierter Gewässerstrecken 

nur kurz angesprochen wird. § G� WRG legt für alle dem WRG unterliegenden 

Wasseranlagen5,die aufgrund eines wasserrechtlichen Bewilligungstatbestandes errichtet 

bzw. geändert wurden - unmittelbar aufgrund des Gesetzes (d. h. ohne, dass es eines 

gesonderten Bescheides bedarf) - eine Instandhaltungsverpflichtung fest (§ G� Abs. 	 und J). 

Eine Bewilligung, Genehmigung („Konsens“) ist ein rechtsgestaltender Bescheid durch den 

eine öffentlich-rechtliche Erlaubnis eingeräumt wird. Ein Bescheid stellt eine verbindliche 

Entscheidung im Einzelfall dar. 

Werden (von wem auch immer, verschuldet oder unverschuldet) Maßnahmen gesetzt, die 

einer Bewilligung nach dem WRG bedürfen und liegt eine solche nicht vor, handelt es sich um 

eine eigenmächtige Neuerung, gegen die mit wasserpolizeilichem Auftrag gem. § 	@L WRG 

vorzugehen ist. 

                                                                 
3Wasserrechtsgesetz 1959, BGBl. Nr. 215/1959 idgF; 
4Wasserbautenförderungsgesetz 1985, BGBl. Nr. 487/1985 idgF; 
5Der Begriff der „Wasseranlage“ umfasst alle im WRG geregelten Anlagen (§§ 9, 10, 31c, 32, 38, 40, 41, …); das 

WRG unterscheidet diese u.a. in „Wasserbenutzungsanlagen“, „Wasserbauten“ und andere „Anlagen“ (z.B. 

Anlagen innerhalb der Grenzen des Hochwasserabflussgebietes, …) 
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!.�.� Feststellung des Konsenses/Konsensumfang 

Entsprechend der gesetzlichen Vorgabe sind die Wasseranlagen „in dem der Bewilligung 

entsprechenden Zustand“ zu erhalten. Bleiben auf Grund des Spruches des 

Bewilligungsbescheides Zweifel über die konkrete Ausführung eines Schutz- und 

Regulierungsbauwerkes, so ist für die Auslegung des Spruchs die Projektbeschreibung 

maßgeblich. Entsprechend der Judikatur des Verwaltungsgerichthofes wird der im 

Zusammenhang mit einem Gewässerpflegekonzept zu prüfende Konsens durch den 

Bescheid-Spruch bestimmt. Die Projektunterlagen sind zur Auslegung heranzuziehen, wenn 

der Spruch oder die Auflagen unklar sind. 

Demgemäß sind Instandhaltungsmaßnahmen in Gewässerpflegekonzepten auf der Basis 

einer im Bescheid/Projekt vorgegebenen Profilausformung zu treffen. Wird im Spruch ein 

Ausbaudurchfluss festgelegt, ist vor dem Hintergrund des Regelungszweckes dieser konkrete 

Abflusswert (z.B. in m@/s) für die Beurteilung des konsensgemäßen Zustandes wesentlich und 

nicht nur die Jährlichkeit (z.B. HQ	��). Offensichtlich unrichtige Berechnungen des 

Ausbaudurchflusses sind auf Basis der damaligen Grundlagen und Verhältnisse zu 

interpretieren6. 

Sind in Auflagen von Bescheiden z.B. eine konkrete Bewuchsform bzw. die regelmäßige 

Entfernung bestimmten Bewuchses vorgeschrieben, sind diese ebenfalls Bestandteil der 

Instandhaltungsmaßnahmen. 

Staatliche Wasserbauten, d.h. Wasserbauten die vom Bund ausgeführt wurden, waren vor 

Inkrafttreten des WRG 	
@A bewilligungsfrei. Für diese ist unter Heranziehung der 

Übergangsbestimmungen im Einzelfall zu prüfen, ob oder inwieweit allfällige mit derartigen 

Anlagen verbundene Verpflichtungen auch nach dem derzeit geltenden Wasserrechtsgesetz 

aufrecht sind. 

Über die Festlegungen im Konsens hinaus besteht alleine aufgrund der gesetzlichen 

Bestimmung des § G� WRG für den Konsensinhaber die Verpflichtung, nachteilige Wirkungen 

von Wasseranlagen auf "andere Gewässerstrecken" (= solche außerhalb des unmittelbaren 

Anlagenbereiches) durch entsprechende Maßnahmen zu beheben. 

                                                                 
6 Bei der Interpretation des Konsenses ist der „damalige“ Stand der Technik (z.B. auch hinsichtlich der 

Berechnung) zugrunde zu legen. Wenn es einen "neuen Stand der Technik" gibt, kann dieser nur auf möglichen 

Handlungsbedarf hinweisen, falls öffentliche Interessen nicht mehr hinreichend geschützt sind. 
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!.�.! Instandhaltungsverpflichtete und Umfang der 

Instandhaltungsverpflichtung 

Bei konsensgemäß bestehenden Anlagen sind folgende grundsätzliche Möglichkeiten zu 

unterscheiden: 

a) Bestehen an einem vom Gewässerpflegekonzept erfassten Gewässerabschnitt für 

Anlagen besondere rechtsgültige (öffentlich-rechtliche) Verpflichtungen Anderer, 

sind diese im jeweiligen Umfang im Konzept zu berücksichtigen. 

b) Ist dies nicht oder nur teilweise der Fall, so ist darauf zu achten, ob es für bestehende 

Anlagen einen (oder mehrere) Konsensträger gibt. Diese(r) sind/ist - entsprechend 

(allfälligen) Regelungen zum Umfang der Instandhaltung und Kostenaufteilung im 

Bescheid - Ansprechpartner für die Maßnahmen der Pflegekonzepte. Wenn aus den 

Bescheiden der konsensgemäße Zustand nicht erweislich ist, wären in den 

Gewässerpflegekonzepten diesbezüglich jene Maßnahmen darzulegen, wodurch 

keine Verletzung öffentlicher Interessen oder fremder Rechte stattfinden.  

c) Für Anlagen, für welche es (prima vista) keinen Berechtigten (Konsensträger) (mehr) 

gibt (d.h. ein solcher nicht ermittelt werden kann) ist für die 

Gewässerpflegekonzepterstellung von Relevanz,  

• ob bzw. wem diese Anlage(n) in welchem Umfang nutzen/zum Vorteil gereichen 

(z.B. Gemeinden, Siedlungsgebiet, Wasserberechtigte, Eigentümer von 

Ufergrundstücken, Hinterlieger, …) sowie 

• ob bzw. gegebenenfalls welche Maßnahmen zur Verhütung von Schäden bei 

Verfall der Anlage erforderlich sind. 

Letztere Informationen stellen bei der Umsetzung bzw. Fertigstellung der 

Gewässerpflegekonzepte die Entscheidungsgrundlage u.a. betreffend: 

− allfällige Instandhaltungsverpflichtungen von „Vorteilsträgern“, die aus einer 

„konsensgemäßen Instandhaltung“ der Anlage einen Nutzen ziehen (§ G� Abs. A)7 

oder 

− den Umfang der subsidiären Verpflichtung von (Anlagen-)Eigentümern zur 

Verhütung von Schäden, die durch den Verfall der Anlage entstehen können und zur 

Erhaltung zum Schutz fremden Eigentums dar. 

 

                                                                 
7 Bumberger/Hinterwirth führen in K20 zu § 50 Abs. 6 bei Wasseranlagen, die nicht der Wasserbenutzung dienen, 

eine Heranziehung der „Personen, denen die Anlage zum Vorteil gereicht“ nicht an. (vgl auch VwGH 24.5.2007, 

2006/07/0080; 23.1.2008, 2007/07/0060) 
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Der Vollständigkeit halber ist noch festzuhalten, dass außerhalb der von der Instandhaltungs-

pflicht gem. § G� WRG erfassten (freien) Gewässerstrecken an nicht schiffbaren Flüssen, der 

Ufereigentümer – bewilligungsfrei – Maßnahmen zum Schutz und zur Sicherung seines Ufers 

(z.B. Uferverkleidungen) setzen sowie die Räumung des Gewässerbettes oder des 

Gewässerufers durchführen darf, soweit dies ohne Verletzung öffentlicher Interessen und 

fremder Rechte erfolgt (§ A	 Abs. @ WRG). Um wasserpolizeiliche Aufträge zur Entfernung 

oder Umgestaltung derartiger Anlagen aufgrund der Verletzung öffentlicher Interessen zu 

vermeiden, könnten Gewässerpflegekonzepte zweckdienliche Informationen über die 

Durchführung/Ausgestaltung derartiger Maßnahmen enthalten. 

Da das Wasserrechtsgesetz für freie (unregulierte) Gewässerstrecken den Grundeigentümern 

keine umfassende und lückenlose Instandhaltungsverpflichtung auferlegt und diese daher 

über den § AK WRG hinaus einen Handlungs- bzw. Gestaltungsfreiraum haben, könnten 

Gewässerpflegekonzepte durch inhaltliche Vorgaben zumindest zur Vermeidung von 

Verfahren8 betreffend die in § AK aufgezählten Tatbestände9 beitragen und darüber hinaus 

eine gewässerverträgliche Instandhaltung fördern. 

!.�.% Konsensgemäße Instandhaltung 

Wie bereits eingangs ausgeführt sind nach wasserrechtlichen Vorschriften bewilligte Wasser-

anlagen grundsätzlich in einem konsensgemäßen Zustand zu erhalten (Instandhaltung). 

Erfordern z.B. aufgrund mangelnder Instandhaltung öffentliche Interessen des Hochwasser-

schutzes die Nachholung „unterlassener Instandhaltungsarbeiten“ sind diese dem Instand-

haltungsverpflichteten im erforderlichen Umfang aufzutragen (§ 	@L WRG i.V.m. § G� WRG). 

Dabei ist zu beachten, dass ein solcher Auftrag nur zulässig ist, wenn entweder das Verlangen 

eines Betroffenen (im Umfang der Rechtsverletzung) oder das Erfordernis aufgrund der 

Beeinträchtigung öffentlicher Interessen vorliegt. Diese Tatbestandsvoraussetzungen 

können nur im konkreten Einzelfall auf der Basis in einem mängelfreien Verfahren 

gewonnener Sachverhaltsfeststellungen beurteilt werden. 

                                                                 
8 Soweit Instandhaltungsinteresse oder Interesse an der Hintanhaltung von Überschwemmungen besteht, 

können gewisse Instandhaltungsarbeiten den Eigentümern von Ufergrundstücken oder im Einflussbereich eines 

Gewässers (= jedenfalls im Hochwasserabflussbereich) gelegenen Grundstücken aufgetragen (§ 47 WRG) werden. 
9 Die in § 47 aufgezählten Tatbestände sind:  

Bepflanzung der Ufer und Bewirtschaftung des vorhandenen Bewuchses, Abstockung und Freihaltung der 

Uferböschung und der im Bereich der regelmäßig wiederkehrenden Hochwässer gelegenen Grundstücke von 

Bäumen, Baumgruppen und Gestrüpp, kleinere Räumungsarbeiten oder kleinere Uferarbeiten ohne „besondere 

bauliche Herstellung“ 
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Bei Aufträgen zum Schutz öffentlicher Interessen nach § 	@L WRG 	
G
 ist eine Prüfung der 

wirtschaftlichen Zumutbarkeit und der Adäquanz vorzunehmen, wobei es sich dabei aber 

nicht um eine subjektive, auf die jeweilige finanzielle Situation des Verpflichteten 

abstellende, sondern um eine objektive Zumutbarkeit im Sinne einer Verhältnismäßigkeit 

von Mitteleinsatz und „Erfolg“ handelt. 

Ergibt die Prüfung die Notwendigkeit einer umfassenden Herstellung des konsensgemäßen 

Zustandes z.B. zur Gewährleistung der Hochwassersicherheit, ist der Instandhaltungsauftrag 

zu erteilen und, selbst dann, wenn die Umsetzung mit ökologischen Verschlechterungen 

(auch über Klassengrenzen) einhergeht, (unbeschadet einer allfälligen Bewilligungspflicht für 

wasserrechtliche Instandhaltungsmaßnahmen nach anderen Materienrechten, z.B. 

Naturschutz) von dem für diese Anlage bestehenden (nicht eingehaltenen) Konsens gedeckt. 

Gewässerpflegekonzepte sollten daher die für die Instandhaltung aus öffentlichen Interessen 

des Hochwasserschutzes jedenfalls erforderlichen Maßnahmen aufzeigen und Aussagen dazu 

treffen, inwieweit einzelne Maßnahmen „ökologisch günstiger“ gestaltet werden können und 

sich die Durchführung von Instandhaltungsmaßnahmen in Bezug auf Hochwasserschutz auf 

Ober- oder Unterlieger auswirkt. 

!.�.( Abgrenzung von Instandhaltungsmaßnahmen 

Die rechtliche Abgrenzung der Instandhaltungsmaßnahmen von eigenmächtiger Neuerung 

bzw. Abänderung einer bestehenden Anlage bei Wasseranlagen oder von einer besonderen 

baulichen Herstellung (§ @L WRG) ist zu beachten. Entsprechend der Judikatur sind 

Maßnahmen so lange als Instandhaltungsmaßnahmen anzusehen, als sie 

− nur der Erhaltung und dem Betrieb der Anlage dienen und  

− diese nicht quantitativ oder qualitativ in einer solchen Weise ändern, mit welcher die 

bei einer Bewilligung zu beachtende Interessenlage berührt wird. 

Ist eine Maßnahme nicht mehr als Instandhaltung anzusehen, kann es sich entweder um eine 

bewilligungspflichtige Änderung der bestehenden Anlage (§ 41 WRG) oder um eine nicht 

mehr von der bestehenden Anlage umfasste eigenständige (z. B. weil nicht im technischen 

Zusammenhang stehende) neue bewilligungspflichtige Maßnahme (z.B. nach den §§ 38, 41 

WRG) handeln. 

Ein Maßstab bzw. Beurteilungskriterium wird häufig der (schutz-)wasserwirtschaftliche 

Zweck bzw. die Wirksamkeit von Anlagen und Maßnahmen sein. Letztlich ist zu beurteilen, 

ob es sich z.B. bei einer im Zusammenhang mit einer Instandhaltungsmaßnahme 
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erforderlichen Maßnahme um eine konstruktive Neugestaltung oder um die Herstellung 

eines „der Bewilligung entsprechenden Zustandes“ handelt. 

!.�.? Fachliche Schlussfolgerungen für Handlungsoptionen bei 

Gewässerpflegekonzepten 

• Stabile Einbauten über längere Gewässerstrecken (auch Buhnen etc. selbst wenn 

sie den Hochwasserabfluss nicht verändern) führen dann zu einer Bewilligungs-

pflicht, wenn dadurch die Grundstruktur (das Wesen) der ursprünglich bewilligten 

Anlage verändert, also etwas völlig Neues/Anderes errichtet wird. 

• Lokales Belassen/Adaptieren von selbst aufgekommenen Anlandungen/selbst 

aufgekommenen Gehölzen, die zu einer „temporären“ Strukturierung des 

Gewässers führen bzw. nur geringfügige Auswirkungen auf den 

Hochwasserspiegel haben, können, wenn öffentliche Interessen nicht 

entgegenstehen, dann als Instandhaltungsmaßnahmen angesehen werden, wenn 

sie zu keinen (merklichen) Verletzungen10 fremder Rechte führen.  

• Die Beschattung von regulierten Strecken, die ökologische Ausgestaltung von 

Schutz- und Regulierungsbauten mit lokaler Pflanzung von Gehölzen, die keine 

merklichen Auswirkungen auf den Hochwasserspiegel haben, kann als geänderte 

Art der zur Erfüllung der Instandhaltungsverpflichtung durchzuführenden 

Instandhaltungsmaßnahme angesehen werden. Bei Wasseranlagen, bei denen im 

Bescheid explizit eine Entfernung von Vegetation/Gehölzen vorgeschrieben ist, 

ist dies – entsprechend dem Zweck des Projekts bzw. der Auflage – 

möglicherweise restriktiver als bei Anlagen zu sehen, in denen dies im Bescheid 

nicht explizit gefordert wird. 

• Zur Frage einer allfälligen Bewilligungspflicht derartiger Bepflanzungen gem. § 38 

WRG ist festzuhalten, dass als Anlage iSd § 38 Abs. 1 WRG 1959 alles gemeint ist, 

was durch die Hand des Menschen angelegt, also errichtet wird.11  

                                                                 
10 Hinweis: Auswirkungen auf den Hochwasserspiegel sind im Siedlungsgebiet strenger zu sehen bzw. schon bei 

kleinen Abweichungen „merkbar“, in Freilandstrecken können Auswirkungen auf den Hochwasserspiegel erst bei 

etwas größeren Änderungen „bemerkt werden“. 
11 Eine am Ufer eines Flusses angelegte Christbaumkultur ist in diesem Sinne als Anlage zu beurteilen, ebenso 

eine planmäßig angelegte Baumkultur, während das lokale Pflanzen von einzelnen Gehölzen an Gewässern und 

im Hochwasserabfluss-gebiet, da es sich um keine „angelegten Kulturen“ handelt, keine wasserrechtlich 

bewilligungspflichtige Maßnahme darstellt (vgl. auch § 47 Abs. 1 lit b). 
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!.�.. Handlungsoptionen bei lokalen Uferanbrüchen 

Bei lokalen Uferanbrüchen nach Hochwasserereignissen in regulierten Gewässerstrecken (bei 

Wasseranlagen) sind die unten angeführten Handlungsoptionen als geeignete 

Instandhaltungsmaßnahmen zur Ufersicherung anzusehen, sofern damit keine öffentlichen 

Interessen und fremden Rechte beeinträchtigt werden. Es empfiehlt sich aber, diese 

Maßnahmen vor Umsetzung mit der Behörde abzuklären. 

• Wiederherstellung des Ufers entsprechend dem Konsens (Zweck: Sicherung, 

Gefahrenabwehr) 

• gewässertypische Ausgestaltung des Ufers (Zweck: Sicherung, Gefahrenabwehr, 

z.B. mit nicht angekettetem Totholz etc.) 

• Belassen und Ablöse eines ausreichend großen Grundstückstreifens (wenn damit 

der Sicherungs- oder Gefahrenabwehrzweck auch erreicht wird) 

Die im 2. und 3. Punkt angeführten Handlungsoptionen stellen auch geeignete 

Instandhaltungsmaßnahmen bei lokalen Uferanbrüchen nach Hochwasserereignissen in 

konsensfreien Fließstrecken dar. 

!.! Wasserbautenförderungsgesetz (inkl. RIWA-T) 

Das Wasserbautenförderungsgesetz 	
LG (WBFG, BGBl. Nr. 	AL/	
LG idgF) stellt die 

bundesgesetzliche Grundlage für die Gewährung von Bundesmitteln für Maßnahmen der 

Schutzwasserwirtschaft dar. 

In diesem Abschnitt wird nur auf jene Bestimmungen des WBFG und der RIWA-T Bezug 

genommen, die in einem unmittelbaren Zusammenhang zur Finanzierung von 

Gewässerpflegekonzepten bzw. von Instandhaltungs- und Gewässerpflegemaßnahmen 

stehen. 

Gemäß § 	 Abs. 	 Z. 	 WBFG können Bundesmittel für „Herstellungs-, Instandhaltungs- und 

Betriebsmaßnahmen“ gewährt werden, die u.a. nachfolgenden Zielen dienen: 

a) der Verbesserung des Wasserhaushaltes, 

b) dem Schutz gegen Wasserverheerungen und 

i) der Sicherung und Verbesserung des ökologischen Zustandes der Gewässer, soweit damit 

die in (a) oder (b) angeführten Ziele mit erfüllt werden. 
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Die Höhe der Beiträge des Bundes für Instandhaltungs- und Betriebs- und 

Gewässerpflegemaßnahmen ist in § L (für Bundesgewässer) und § �L (für 

Interessentengewässer) festgelegt. 

§ 	 Abs. 	 Z. � WBFG zählt jene wasserwirtschaftlichen Unterlagen auf, die im 

Zusammenhang mit den in Z 	 genannten Maßnahmen erstellt werden können: 

a) wasserwirtschaftliche Planungen und Untersuchungen, Grundsatzkonzepte, 

Gefahrenzonenpläne und mathematische Modelle; 

b) Regionalstudien, generelle Projekte und Gutachten; 

c) Projekte. 

Die Höhe der Beiträge des Bundes zu den wasserwirtschaftlichen Unterlagen ist in § �G Abs. 	 

bis A und K festgelegt. 

!.!.� Bestimmungen der RIWA-T 

Die gesetzliche Grundlage für die Erlassung der Richtlinien für die Bundeswasserbau-

verwaltung (RIWA-T) ist in § @ Abs. 	 Z 	 iVm § @ Abs. � WBFG festgelegt. 

Auf Grundlage der in den Kap. @ und A der RIWA-T festgelegten Zielsetzungen sowie 

Planungs- und Projektierungsgrundsätze12 wird in Kap. L RIWA-T festgelegt, dass 

Bundesmittel zu den Kosten von Instandhaltungs-, Betriebs- und 

Gewässerpflegemaßnahmen gemäß den §§ L und �L WBFG nur gewährt werden können, 

wenn sie zum Schutz von höherwertigen Nutzungen erforderlich sind oder wenn sie der 

Verbesserung bzw. Erhaltung der ökologischen Funktionsfähigkeit und des ökologischen 

Zustandes des Gewässers dienen. 

Sind Instandhaltungs- und Pflegemaßnahmen geplant, welche nicht dem Schutz von 

höherwertigen Nutzungen dienen (z.B. an Gewässerstrecken im landwirtschaftlichen Bereich 

ohne Auswirkungen auf Siedlungsgebiete), ist zukünftig (ab ���K) bei den Anträgen auf 

Gewährung von Bundesmitteln auch ein Gewässerpflegekonzept (GPI) vorzulegen. 

                                                                 
12 Insbesondere: Vorrang für den Schutz von höherwertigen Nutzungen, Erhaltung und Verbesserung/keine 

Verschlechterungen des ökologischen Gewässerzustandes. 
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Sowohl bei der Erstellung im Rahmen von Generellen Projekten bzw. Projekten als auch bei 

separater, nachträglicher Erstellung sollen die GPI grundsätzlich den gleichen Anforderungen 

entsprechen. 

!.!.! Finanzierung von Gewässerpflegekonzepten 

Für Gewässerpflegekonzepte können Bundesmittel gewährt werden, wenn sie gemäß den 

Bestimmungen des Kap. L RIWA-T im Rahmen von Generellen Projekten (J.A.A RIWA-T) oder 

von Projekten (K.@.J RIWA-T) erstellt werden. Bei Erstellung von Gewässerpflegekonzepten 

im Rahmen von Generellen Projekten ist § �G Abs. @ (bis zu 	�� % Bundesmittel an 

Bundesgewässern) bzw. Abs. A WBFG (G� %ige Finanzierung aus Bundmitteln an 

Interessentengewässern), im Rahmen von Projekten ist § �G Abs. K WBFG 

(Finanzierungsschlüssel gemäß Projekt) anzuwenden. 

Bei nachträglicher, eigenständiger Erstellung von übergeordneten Gewässerpflegekonzepten 

können dafür gemäß G.A RIWA-T (sonstige wasserwirtschaftliche Planungen und 

Untersuchungen) Bundesmittel gewährt werden, wobei die Bestimmungen des § �G Abs. 	 

(bis zu 	�� % Bundesmittel an Bundesgewässern) bzw. des Abs. � WBFG (bis zu G� % 

Bundesmittel an Interessentengewässern) anzuwenden sind. 

!.% Naturschutzrechtliche Rahmenbedingungen 

Die Gesetze zum Natur- und Landschaftsschutz in Österreich zielen neben dem Schutz auch 

auf eine nachhaltige Nutzung und Entwicklung der Landschaft sowie ihrer Tier- und 

Pflanzenwelt ab. Da der Naturschutz in Österreich in der Länderkompetenz gelegen ist, sind 

bei der Beurteilung von Maßnahmen aus naturschutzrechtlicher Sicht die einzelnen 

Landesnaturschutzgesetze heranzuziehen. 

Darüber hinaus sind internationale artenschutzrechtliche Bestimmungen sowie die 

rechtlichen Grundlagen des Biotop- und Artenschutzes innerhalb der Europäischen Union zu 

beachten. 

In der Routine laufende Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen an Fließgewässern unterliegen in 

den einzelnen Bundesländern in der Regel keiner Bewilligungspflicht durch die 

Naturschutzbehörde, bei ihrer Umsetzung müssen sie sich jedoch an den 

naturschutzrechtlichen Rahmenbedingungen orientieren. Bei darüber hinaus gehenden 

Maßnahmen sind gegebenenfalls Bewilligungen einzuholen. 
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Im Detail ist in den einzelnen Bundesländern die Bewilligungspflicht für Maßnahmen zu 

klären. Neben einer Bewilligungspflicht für bestimmte Maßnahmen können auch noch 

fachlich einschlägige (aber in der Mehrzahl nicht rechtlich verordnete) Managementkonzepte 

für Schutzgebiete bei der Erstellung von GPI relevant sein. 

Hinweis: Ein Überblick über die wesentlichen im Gewässerraum wirksamen 

Schutzgebietskategorien sowie weitere Informationen zu naturschutzrechtlichen Regelungen 

und Schutzgebieten in den einzelnen Bundesländern finden sich auf der Homepage des 

Umweltbundesamtes unter: http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/naturschutz/ 
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@ Definitionen 

Betriebsvorschriften für Schutz- und Regulierungsmaßnahmen: auf die jeweilige Anlage 

ausgelegte Vorschriften zum Zweck der Festlegung und Abgrenzung der Pflichten des 

Betreibers. 

Gewässerbett: Geländeform, die von einem Fließgewässer durchflossen wird und die beiden 

Ufer, die Sohle sowie ggf. weitere gewässertypische Strukturen (z. B. Kies-, Sandbänke, 

Buhnen) umfasst (siehe auch Glossar RIWA-T); 

Gewässerinstandhaltung: Maßnahmen zur Aufrechterhaltung eines (durch einen 

wasserrechtlichen Konsens) bestimmten Gewässerzustands wie die Erhaltung eines 

bestimmten Abflussquerschnitts, lokale Stabilisierung einer festgelegten Uferlinie, 

Räumungen, Beseitigen von Schäden und Abflusshindernissen, sowie die Instandhaltung von 

Bauwerken und Anlagen, die der Laufstabilisierung oder dem Hochwasserschutz dienen. 

Gewässerpflege: Maßnahmen zur Erhaltung, Gestaltung und Entwicklung des Gewässers, 

seiner Ufer und Hochwasserabflussgebiete; sie umfasst Arbeiten zur Erhaltung und 

Entwicklung der biologischen Wirksamkeit des Gewässers wie z.B. Bepflanzungsmaßnahmen 

und Pflege der Ufervegetation sowie Räumungen und Beseitigen von Schäden und 

Abflusshindernissen kleineren Umfangs. 

Gewässerpflegeplan: detaillierte Darstellung von Maßnahmen zur Erhaltung und 

Entwicklung von Abschnitten von Fließgewässern, wird bei Erfordernis im Rahmen von 

Gewässerpflegekonzepten erstellt. 

Hochwasserschutz: Schutz des Menschen und seines Lebens-, Siedlungs- und 

Wirtschaftsraumes sowie von Kulturgütern vor Schäden durch Hochwasser (siehe auch 

Glossar RIWA-T); unter Sicherstellung des Hochwasserschutzes wird in diesem Leitfaden die 

Erhaltung und – falls erforderlich – Verbesserung der Abflussverhältnisse bei Hochwasser, 

insbesondere durch Maßnahmen der Gewässerpflege und Instandhaltung sowie 

Betriebsmaßnahmen an Gewässern und Hochwasserschutzbauwerken, verstanden. 

Überflutungsgebiet: jene Flächen, die in Folge des Ausuferns bei Hochwasser zusätzlich zum 

Gewässerbett von Wasser eingenommen werden. 
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A Grundsätze und Ziele der 
Gewässerpflegekonzepte 

(.� Generelle Zielvorgaben und Anforderungen an GPI 

Gewässerpflegekonzepte (GPI) sind zeitlich und räumlich übergeordnete, gewässerbezogene 

Planungsgrundlagen für die Aufgaben im Rahmen der BWV. Sie definieren jene Maßnahmen, 

mit denen eine langfristige Erhaltung bzw. Verbesserung der ökologischen 

Funktionsfähigkeit bei gleichzeitiger Erhaltung der Wirksamkeit der Hochwasserschutz-

anlagen bzw. die Sicherstellung des Hochwasserschutzes erreicht werden können und 

orientieren sich an folgenden Zielen: 

• Sicherstellung des Hochwasserschutzes 

• Erhaltung der Wirksamkeit der Hochwasserschutzanlagen 

• Erhaltung/Verbesserung der ökologischen Funktionsfähigkeit und des 

ökologischen Zustandes 

• Orientierung am Zielzustand gemäß NGP 

Dabei sind die übergeordneten Zielsetzungen aus dem Nationalen 

Gewässerbewirtschaftungsplan (NGP), dem Hochwasserrisikomanagementplan (HWRMP) 

und anderen rechtlichen Vorgaben zu beachten. Dies betrifft insbesondere die Auswirkungen 

der Instandhaltungs-, Pflege- und Betriebsmaßnahmen auf den bestehenden 

Hochwasserschutz sowie die Erhaltung, Entwicklung und Verbesserung des ökologischen 

Zustandes der Gewässer. 

GPI können nicht alle detaillierten Informationen für die lokale Umsetzung (im Sinne einer 

„Pflegeanleitung“) beinhalten und sind auch kein Ersatz für Revitalisierungsprojekte. 

Werden GPI im Rahmen eines Detailprojektes erstellt, da sie noch nicht aus einer 

übergeordneten Planung vorliegen, sind sie bei Bedarf durch Gewässerpflege- und 

Instandhaltungspläne zu ergänzen. In diesen sind die erforderlichen Maßnahmen detailliert in 

Form von Karten oder Beschreibungen darzustellen. 
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Die Planung soll auf eine praktische Anwendbarkeit und Umsetzbarkeit abzielen und für die 

Anwender (Instandhaltungsverpflichtete, Pflegepersonal etc.) eine einfach anwendbare 

Stütze bei der alltäglichen Arbeit sein. 

Tabelle 	: Funktionen des Flussraumes und Aspekte der Gewässerpflege und Instandhaltung 

Funktion des Flussraumes Für GPI relevante Aspekte 
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Abfuhr und gezielte Retention von 
Hochwasser  
(Gewässerprofil und Gewässerumland) 

ausreichend große Abflusskapazität 

Ausreichend geringe Fließwiderstände 

Zugänglichkeit und Stabilität/Standsicherheit 
der Schutzbauten 

Funktionierender Feststoffhaushalt 

Ökomorphologie und Gewässerentwicklung 
(Gewässerprofil) 

Vielfältige Strukturausstattung, Ufervegetation 

Morphologische Dynamik 

Ökologie und Naturraumentwicklung 
(Gewässerumland) 

Vielfältige Struktur- und Artenausstattung 

Ufervegetation und Auwaldstrukturen 

Erholungsfunktion Zugänglichkeit, Erhalten der Einrichtungen 

Zur langfristigen und nachhaltigen Aufrechterhaltung dieser Funktionen ist Pflege und 
Instandhaltung erforderlich! 

Entsprechend RIWA-T (Kap. 6.4.4) sollen in den GPI die erforderlichen Maßnahmen zur 

Instandhaltung der Hochwasserschutzanlagen und der Gewässerpflege für längere 

Gewässerabschnitte mit den Vorgaben des NGP abgestimmt und damit langfristig an die 

ökologischen und schutzwasserwirtschaftlichen Rahmenbedingungen bestmöglich 

angepasst werden. Gewässerpflegekonzepte beinhalten insbesondere: 

• Generelle Aussagen zu Maßnahmen der Ufergehölzpflege 

• die Auswahl eines entsprechenden Mähregimes (z.B. Jahreszeit und 

Pflegeintervall) 

• eine Beschreibung der Vorgangsweise bei lokal erforderlichen Räumungen 

• den Umgang mit lokalen Uferanbrüchen nach Hochwasserereignissen, etc. 
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Bei Gewässerpflegekonzepten werden die Gewässer in Ortsstrecken mit meist engerem 

Gestaltungsspielraum, Freilandstrecken mit größeren Handlungsfreiräumen sowie 

Übergangsstrecken unterschieden (vgl. Kap. G.	). 

Entsprechend RIWA-T (Kap. L) müssen die Maßnahmen des GPI im Rahmen des 

wasserrechtlichen Konsenses liegen. Sollten damit, insbesondere im Bereich von nicht 

höherwertig genutzten Flächen, keine oder nur geringfügige Annäherungen an den 

ökologischen Zielzustand gemäß NGP erreicht werden können, ist eine Anpassung der 

wasserrechtlichen Bewilligung anzustreben. Als Grundlage für diese Bescheidanpassung sind 

im GPI in derartigen Fällen als „Zusatzoption“ Maßnahmen außerhalb des Konsenses 

darzustellen. 

In Gewässerabschnitten ohne Hochwasserschutzanlagen bzw. ohne wasserrechtlichen 

Konsens orientieren sich die Maßnahmen des GPI neben ökologischen an allgemeinen 

schutzwasserwirtschaftlichen Zielen. 

Um Rechtssicherheit zu erhalten, wird grundsätzlich empfohlen, die Maßnahmen des GPI in 

Hinblick auf ihre Bewilligungsfreiheit/-pflicht mit den zuständigen Behörden abzustimmen 

und gegebenenfalls um eine wasserrechtliche Bewilligung (z.B. für Instandhaltungs- und 

Betriebsordnungen) anzusuchen. Ob die im GPI vorgeschlagenen Maßnahmen auch 

naturschutzrechtlich zu bewilligen sind, ist entsprechend der jeweils geltenden 

landesgesetzlichen Vorgaben zu entscheiden. 

(.! Anforderungen auf unterschiedlichen Planungsebenen 

(.!.� Erstellung von GPI im Rahmen von übergeordneten Planungen 

Gewässerpflegekonzepte werden im Rahmen von Generellen Projekten erarbeitet (vgl. 

RIWA-T J.A.A) und können als Grundlage für die Abstimmung der Maßnahmen und die 

Auswahl der Ausführungsvariante dienen. Sie müssen folgende Inhalte umfassen: 

• generelle, auf (längere) Gewässerabschnitte bezogene textliche Beschreibungen; 

• kartografische/planliche Darstellung der Abschnittstypen (Zuordnung zu 

Situationstypen lt. Kap. 5.1, dargestellt auf der Gewässerachse); 

• Beschreibung, Darstellung und Zuordnung von Maßnahmengruppen (Steckbriefe 

für einzelne Gewässerabschnitte siehe Kap. 5.8), keine Einzelmaßnahmen. 
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(.!.! Erstellung von GPI im Rahmen von Detailprojekten 

GPI können nach RIWAT K.@.J im Rahmen eines Detailprojektes erstellt werden, falls sie noch 

nicht aus einer übergeordneten Planung vorliegen. Sie sind im erforderlichen Ausmaß durch 

Gewässerpflege- und Instandhaltungspläne zu ergänzen, in denen die Maßnahmen im Detail 

dargestellt werden und umfassen: 

• textliche und planliche Darstellungen; 

• Steckbriefe für die einzelnen Abschnitte mit Maßnahmen, falls erforderlich bis 

hin zu Einzelmaßnahmen (siehe Kap. 5.10). 

(.!.% Erstellung von GPI als eigenständige Planungsmaßnahme 

Die Erstellung eines GPI für ein Gewässer ist nach RIWA-T J.A.A auch außerhalb von 

Generellen Projekten und Detailprojekten vorgesehen, wenn damit die ökologische 

Funktionsfähigkeit des Gewässers verbessert werden kann (siehe Kap. L RIWA-T). 

• Bei nachträglicher Erstellung eines GPI für bestehende Hochwasserschutzanlagen 

ergeben sich die Vorgaben für die Festlegung der Maßnahmen anhand des 

Konsenses (Sollzustand gemäß Bescheid). 

• Bei der Maßnahmenplanung ist neben dem Sollzustand gemäß Bescheid auch 

der vorliegende Ist-Zustand des Gewässerprofils zu berücksichtigen. Neben den 

Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen sind auch allfällige Erstmaßnahmen zur 

Erreichung des gewünschten Zustands festzulegen. 

(.!.( Erstellung von GPI in konsenslosen Gewässerabschnitten 

In Gewässerabschnitten ohne wasserrechtlich bewilligte Schutz- und 

Regulierungswasserbauten13 orientieren sich die Maßnahmen neben ökologischen Kriterien 

an den allgemeinen schutzwasserwirtschaftlichen und wasserwirtschaftlichen Zielen, wobei 

allfällige wasserrechtliche Bewilligungstatbestände sowie Verpflichtungen der 

Grundeigentümer zu berücksichtigen sind. 

                                                                 
13 Gewässerabschnitte ohne (in einem Bescheid) festgelegte wasserrechtliche Vorgaben. 
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Sind wasserrechtlich zu bewilligende Maßnahmen durchzuführen, sind grundsätzlich 

entsprechende Detailplanungen (außerhalb des GPI) vorzusehen, wobei die Vorgaben für 

eine Neuprojektierung entsprechend RIWA-T gelten. 

(.% Abstimmungserfordernisse 

Die nachfolgend angeführten Stellen sind möglichst frühzeitig über den Planungsprozess zu 

informieren und die Abstimmungserfordernisse und -zeitpunkte festzulegen. Dadurch sollen 

der Planungsaufwand minimiert, Informationsdefizite vermieden und mögliche Synergien 

genutzt werden. Die durchgeführten bzw. zukünftig erforderlichen Abstimmungen sind im 

GPI zu dokumentieren. 

• Ausarbeitung im Einvernehmen mit den Fachdienststellen für Gewässerökologie 

und/oder dem Wasserwirtschaftlichen Planungsorgan in den Ländern über die 

Ziele, Prioritäten und Maßnahmen des GPI und gemäß den Vorgaben des NGP; 

• Abstimmung mit den Regulierungsunternehmen (Gemeinden, Wasserverbände, 

Wassergenossenschaften, etc.); 

• Abstimmung mit der Wasserrechtsbehörde hinsichtlich einer allfälligen 

Bewilligungspflicht, Anlagenaufsicht und Gewässeraufsicht sowie Information 

über die Ergebnisse der Planungen; 

• Abstimmung mit den für Naturschutz zuständigen Dienststellen/Behörden über 

die Berücksichtigung der naturschutzrechtlichen bzw. -fachlichen Erfordernisse 

im Rahmen der Planung entsprechend den jeweiligen landesrechtlichen 

Vorgaben; 

• Abstimmung mit anderen Behörden/Fachdienststellen nach Erfordernis (z.B. 

Forst); 

• Abstimmung mit Inhabern fremder Rechte nach Erfordernis. 
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5 Erstellung von 
Gewässerpflegekonzepten 

5.0 Übersicht über die Bearbeitungsschritte 

Im Rahmen der Erstellung eines Gewässerpflegekonzeptes (GPI) sind folgende Inhalte zu 

bearbeiten: 

	. Erhebung und Analyse (relevanter) bestehender Konsense 

�. Darstellung der vorkommenden Situationstypen und des Gestaltungspotenzials 

@. Abgrenzung des Projektgebiets und Untersuchungsumfang 

A. Darstellung des Ist-Bestands (aus technischer, ökologischer und rechtlicher Sicht) 

G. Darstellung des hydromorphologischen Gewässertyps 

J. Defizite/Handlungsbedarf 

K. Gestaltungs- bzw. Entwicklungsziele („Zielzustand“)  

L. Definition der Pflege- & Kontrollabschnitte  


. Maßnahmentypen/Steckbriefe 

	�. Einzelmaßnahmen und Gewässerpflegepläne (optional) 

		. Monitoring/Evaluierung der Maßnahmen 

Gewässerpflegekonzepte haben grundsätzlich aus einem Bericht und Plandarstellungen zu 

bestehen, wobei darauf zu achten ist, dass die Plandarstellungen nur das unbedingt 

erforderliche Ausmaß umfassen. Insbesondere sollte versucht werden, mehrere Inhalte in 

einen Plan zusammenzufassen, sofern es die Lesbarkeit erlaubt (z.B. Einbauten und Pflege- 

und Kontrollabschnitte). 

Die technischen Spezifikationen für die Ergebnisdaten sowie deren Übernahme in die 

Hochwasser-Fachdatenbank des Bundes (HW-FDB) werden in Abstimmung mit der WIS-

Arbeitsgruppe der Länder gesondert festgelegt. 

Der erforderliche Umfang und Detaillierungsgrad der Bearbeitung ergibt sich aus den 

nachfolgenden Kapiteln, in denen die einzelnen Bearbeitungsschritte eines 

Gewässerpflegekonzeptes näher beschrieben werden. 
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5.1 Erhebung und Analyse bestehender Konsense 

Sind bereits Planungen oder Projekte vorhanden, können die erforderlichen Unterlagen und 

Daten diesen entnommen werden. 

?.�.� Feststellung des Konsenses und des/der Instandhaltungsverpflichteten 

Die Feststellung des Konsenses und der Instandhaltungsverpflichteten muss jeweils für den 

Einzelfall erfolgen. Dabei sind sämtliche Bewilligungs- und Überprüfungsbescheide sowie 

Projekts- und Kollaudierungsunterlagen zu erheben und zu analysieren. Bei Fehlen eines 

Bescheides ist der Konsens anhand der vorhandenen rechtlich relevanten Unterlagen 

festzustellen. Die Vorgangsweise ist in Kap. �.	 beschrieben. 

Für die weitere Bearbeitung sind Aussagen zu folgenden Themen für die einzelnen 

Gewässerabschnitte zu treffen: 

• Einzuhaltendes Gewässerprofil inkl. relativer Sohllage und Dammhöhen gemäß 

Regelprofil und Längenschnitt (inkl. eventueller Einbauten und Sonderbauwerke 

• Einzuhaltender Ausbaudurchfluss gemäß Konsens (wenn im Bescheid/Projekt 

angeführt) 

• Vorgaben und Auflagen hinsichtlich Instandhaltung von Anlagenteilen 

• Vorgaben hinsichtlich Ufersicherung 

• Vorgaben hinsichtlich Ufervegetation 

Außerdem ist – allenfalls unter Beiziehung der Wasserrechtsbehörde – zu überprüfen, ob 

nicht zusätzlich andere Instandhaltungsverpflichtete für Teilbereiche zuständig sind. 

?.�.! Handlungsoptionen innerhalb des Konsenses 

Die Festlegung des rechtlichen Konsenses bei älteren Regulierungsstrecken und des 

vorliegenden Handlungsspielraums innerhalb des Konsenses werden im Kapitel �.	 

„Wasserrecht“ im Detail behandelt. Die daraus ableitbaren Handlungsoptionen bestimmen 

die umsetzbaren Maßnahmen und die erreichbaren ökologischen Verbesserungen. 

Grundsätzlich gilt, jene Handlungsoptionen mit den maximal möglichen ökologischen 

Verbesserungen innerhalb des Konsenses (vgl. Kap. �.@ und �.A) auswählen bzw. solche 

außerhalb des Konsenses als Zusatzoption (vgl. Kap. G.K) darzustellen, die weitergehende 
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ökologische Verbesserungen ermöglichen. Im Zweifelsfall ist bereits in dieser Phase eine 

Abstimmung mit der zuständigen Behörde bezüglich allfälliger Bewilligungspflichten für 

derartige Handlungsoptionen herzustellen. 

?.! Situationstypen/Gestaltungspotenzial 

Als Basis für die Festlegung des Projektgebietes und des erforderlichen 

Untersuchungsumfanges sind die Situationstypen bzw. das Gestaltungspotenzial festzulegen 

(vgl. BMLFUW und NÖ, ��	�; Leitlinie Kärnten, ��	L). 

Als Gestaltungsziel der Gewässerpflege sind naturnahe, typspezifische Vegetations-

gesellschaften, die keinen oder nur geringen Pflegeaufwand erfordern, zu bevorzugen. Ziel 

sind Erhalt und Förderung struktur- und artenreicher Vegetationsbestände in Verbindung mit 

einem möglichst geringen Pflegeaufwand. Mit einer Verringerung der Raumverfügbarkeit 

steigt in der Regel der zu erwartende Pflegebedarf (BMLFUW & NÖ, ��	�). 

Die Gestaltungsziele des GPI werden in Abhängigkeit von Abflusskapazität und 

Raumverfügbarkeit im Gewässerumland definiert. Das Gestaltungspotenzial orientiert sich 

demnach daran, wieviel Vegetation bzw. Struktur im Gewässerprofil toleriert werden kann, 

ohne die erforderliche Abflusskapazität gemäß Konsens bzw. die wasserwirtschaftlichen 

Erfordernisse in konsenslosen Fließstrecken zu unterschreiten.  

Das zweite für die Bewertung des Gestaltungspotenziales herangezogene Kriterium ist der im 

Gewässerumland für Vegetationsbestände/Strukturen zur Verfügung stehende Raum.  

Ausgehend von diesen Gestaltungszielen kann die anzustrebende und auch erreichbare 

Vegetation bzw. Struktur im Gewässerprofil abgeleitet werden. Im Anschluss werden für jede 

Gewässerstrecke unterschiedliche Pflegeziele formuliert (vgl. Gestaltungsziele in Kap. G.K und 

Fallbeispiele im Anhang). 

?.!.� Gestaltungspotenzial hinsichtlich Erhaltung der erforderlichen 

Abflusskapazität 

Auf Basis einer Sensitivitätsanalyse kann die Abflusskapazität einer Gewässerstrecke 

bezogen auf den konsensgemäßen Zustand klassifiziert werden. Mit einem hydraulischen 

Modell wird durch Variation der Rauigkeiten der Einfluss der Ufervegetation bzw. Strukturen 

im Gewässerprofil analysiert und somit das Gestaltungspotenzial im Rahmen des 

wasserrechtlichen Konsenses abgeleitet. 
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Da künftig diese Untersuchungen auch bei der Erstellung von Gefahrenzonenplanungen 

verpflichtend durchzuführen sind, können diese Daten zum Ist-Zustand auch aus den 

jeweiligen Gefahrenzonenplänen übernommen werden (und umgekehrt). Liegt kein 

hydraulisches Modell vor, ist eine vereinfachte Abschätzung der Abflusskapazität möglich. 

Tabelle �: Gestaltungspotenzial hinsichtlich der Abflusskapazität beim wasserrechtlichen 

Konsens 

Gestaltungspotenzial Abflusskapazität 

Gering Das Abflussprofil selbst hat ein geringes Abfuhrvermögen mit keinem 

oder sehr geringem Freibord. Zur Gewährleistung des erforderlichen 

Hochwasserabflussvermögens ist die gänzliche Freihaltung des 

Abflussprofils nötig. 

Mittel Das Abflussprofil weist etwas höheres Abfuhrvermögen auf. Der Schutz 

des Siedlungsraumes vor Hochwasser hat Priorität. Eine Bepflanzung 

mit Gehölzen bzw. ein Belassen bestehender Vegetationsstrukturen im 

und am Gewässer, deren Kronen über den bordvollen Wasserspiegel 

reichen, ist ohne kritische Reduktion des Hochwasserabflussvermögens 

möglich. 

Hoch Das Abflussprofil selbst hat ein hohes Abfuhrvermögen, mit einem mehr 

als ausreichenden Freibord. Eine Bepflanzung der Böschungen mit 

Gehölzen bzw. ein Belassen bestehender Vegetationsstrukturen im und 

am Gewässer, deren Kronen innerhalb des bordvollen Wasserspiegels 

liegen, ist ohne kritische Reduktion des Hochwasserabflussvermögens 

möglich. 

Die Beurteilung des Gestaltungspotenzials hat bei Neuprojektierungen auf Basis des 

schutzwasserwirtschaftlichen Projektes bzw. des Generellen Projektes, bei GPI als 

eigenständige Planungen (Bestandsplanungen) auf Basis des Abfuhrvermögens und anderer 

Festlegungen wie Freibord etc. entsprechend dem wasserrechtlichen Konsens zu erfolgen. 

?.!.! Raumverfügbarkeit im Gewässerumland 

Die Raumverfügbarkeit im Gewässerumland wird in drei Gruppen unterschieden: 

Ortsstrecken und intensiv genutzte Talräume 
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Diese umfassen Gewässer im geschlossenen Siedlungsgebiet bzw. in Abschnitten mit hohem 

Schadenspotenzial (Betriebsstätten, Infrastruktur). Die Ufergehölzvegetation ist zur 

Erhaltung der wasserrechtlich festgelegten Abflusskapazität zumeist auf ein Minimum 

reduziert bzw. fehlt gänzlich. Schwerpunkt der Ufervegetationspflege liegt hier in der 

Sicherstellung des mit Bescheid festgelegten Hochwasserabflusses und der sonstigen 

genehmigten Gewässernutzungen. Gewässerökologische Mindestanforderungen wie z.B. 

Beschattung sind so weit wie innerhalb des Konsenses möglich zu berücksichtigen. 

Übergangsstrecken 

Das sind Gewässerstrecken im Übergangsbereich von Ortstrecken zu intensiv genutzten 

Talräumen und Freilandstrecken. Trotz besserer Raumverfügbarkeit ergeben sich 

Einschränkungen in Form der Sicherstellung des Hochwasserschutzes für Siedlungs- oder 

Gewerbegebiete durch Einhaltung eines aufrechten wasserrechtlichen Konsenses. Bei 

Gewässerstrecken ohne wasserrechtlich bewilligte Schutz- und Regulierungswasserbauten 

im besiedelten Raum liegt meist die Besiedlung weiter vom Gewässer entfernt und es 

ergeben sich dadurch weniger Nutzungskonflikte. Der Handlungsspielraum für die 

Berücksichtigung gewässerökologischer Mindestanforderungen wie z.B. Beschattung ist in 

der Regel größer als in Ortslagen. 

Strecken im Freiland und Gewässerabschnitte in Schutzgebieten 

Diese stellen Gewässerstrecken in der freien Landschaft mit hohem ökologischem Wert bzw. 

hohem ökologischem Potenzial dar. Dabei kann es sich um hydromorphologisch weitgehend 

intakte Strecken (Naturstrecken) mit naturbelassenen Auen oder Schutzgebieten im Umland 

handeln. Es fallen aber auch bereits ökologisch beeinträchtigte Strecken im Freiland 

darunter, die in der Regel ein hohes Entwicklungspotenzial aufweisen. 

?.!.% Situationstypen 

Durch Verknüpfung des aus der Abflusskapazität abgeleiteten Gestaltungspotenziales mit 

der Raumverfügbarkeit ergeben sich unterschiedliche Situationstypen. Diese sind in 

Abbildung 	 in Form eines Diagramms mit insgesamt neun Situationstypen dargestellt. 
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Abbildung 	: Gestaltungspotenzial und Situationstypen 	–
 in Abhängigkeit von den 

örtlichen Verhältnissen. Eingeteilt in Orts-, Übergangs- und Freilandstrecken mit jeweils 

unterschiedlicher Raumverfügbarkeit im Gewässerumland (BMLFUW und NÖ, ��	�) 

Diese Einstufung in 
 Situationstypen hinsichtlich des Gestaltungspotenziales basiert auf 

keiner fixen Einteilung entsprechend der rechtlichen Situation (z.B. Ortsstrecken: aufrechter 

Konsens, Naturstrecken: konsenslose Gewässerstrecken). So können auch Freilandstrecken 

(vor allem Situationstyp K, aber auch Situationstypen L und 
 bei Revitalisierungen) einen 

aufrechten wasserrechtlichen Konsens besitzen, manche Ortsstrecken nicht. Die rechtlichen 

Verhältnisse und der daraus resultierende Handlungsspielraum bestimmen aber die 

Rahmenbedingungen und damit die Einstufung wesentlich. 

Den natürlichen Entwicklungsprozessen im Gewässer sowie eventuell veränderten 

Rahmenbedingungen ist Rechnung zu tragen. Neue Pflegeziele sollen im Bedarfsfall unter 

Einbeziehung der gewonnenen Erfahrungen festgelegt werden. 

Situationstypen �–%: Ortsstrecken und intensiv genutzte Talräume 

Im Siedlungsgebiet liegt der Schwerpunkt der Ufervegetationspflege in der Sicherung des 

ordnungsgemäßen Abflusses zum Schutz der Allgemeinheit und der genehmigten 

Nutzungen. Verbesserungen im Rahmen der Instandhaltung und Gewässerpflege sind meist 
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aufgrund intensiver anthropogener Nutzungen und einer geringen Raumverfügbarkeit nur 

beschränkt möglich. Instandhaltungs- und Pflegemaßnahmen dienen in diesen Bereichen der 

Erhaltung des genehmigten Zustands. Die Bewirtschaftung von Dämmen orientiert sich an 

den technischen Anforderungen. 

Strecken des Situationstypus 	–@ finden sich zumeist in engen Ortslagen oder intensiv 

genutzten Flusstälern. Siedlungen, Gewerbegebiete und Verkehrswege reichen direkt an das 

Gewässer heran. Die Ufervegetation ist zur Steigerung der Abflusskapazität zumeist auf ein 

Minimum reduziert bzw. fehlt aufgrund aufrechter Regulierungsbescheide gänzlich. Sowohl 

der Verlauf des Gewässers als auch das Gewässerbett sind meist durch Regulierung stark 

anthropogen überformt und weisen große Abweichungen vom gewässertypischen Leitbild 

auf. 

Abflusshindernisse wie Totholz, Sedimentablagerungen oder abflusshemmende 

Vegetationsbestände müssen oftmals zur Einhaltung des wasserrechtlichen Konsenses 

entnommen werden. Pflegemaßnahmen sind kostenintensiv. Dennoch sind auch hier 

ökologische Minimalanforderungen (angepasste Wiesenpflege, Kopfweiden, Hochstauden, 

Schilf, etc.) erfüllbar. Es gilt, einen Kompromiss zwischen den Anforderungen aus technischer 

und ökologischer Sicht zu finden. Der Einsatz ingenieurbiologischer Maßnahmen ist zu 

bevorzugen. Sowohl Zusammensetzung als auch Pflege der Ufervegetation orientieren sich 

auch in Ortsstrecken am Gestaltungsziel des jeweiligen Gewässerabschnitts. 

In Gewässerabschnitten, in welchen die Abflusskapazität beim Bemessungshochwasser nur 

knapp ausreicht, ist besonderes Augenmerk auf die Einhaltung der nötigen Pflegeintervalle 

und -maßnahmen zu legen. Dabei sind auch hier die ökologischen Rahmenbedingungen 

(Pflegezeitraum, Art der Umsetzung) einzuhalten. So können z.B. bei den Situationstypen 	 

und � durch eine Beschränkung der Mahd auf jährlich ein bis zwei Schnitte und das Belassen 

eines krautigen Ufersaums eine verbesserte Beschattung sowie die Entwicklung einer 

minimalen Strukturierung der Uferzone erzielt werden. Im Ufersaum aufkommende Gehölze 

sind jährlich zu entfernen. Bei starker Sedimentationstendenz (z.B. in flachen Gewässern mit 

geringen Hochwasserspitzen und hohem Feinsedimenteintrag) sollte der Ufersaum jährlich 

im Herbst gemäht werden, um die Ausbildung dauerhafter Uferrehnen (Auflandungen am 

Böschungsfuß) zu verhindern.  

Die Herstellung eines mehrschichtigen Gehölzbestandes – zumindest im oberen Bereich 

einer Böschungsseite – reduziert die sommerliche Überwärmung des Gewässers. Um eine 

maximale Beschattungswirkung zu erreichen, sollte der Gehölzbestand bevorzugt 

südexponiert angelegt werden. Ist im oberen Böschungsbereich nur geringer Raum 
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verfügbar, sollte zumindest eine Bepflanzung mit Hochstämmen oder Kopfweiden 

durchgeführt werden. 

Ist das Abflussprofil breit genug um minimale Vegetation zuzulassen (Situationstyp �), ist die 

Pflanzung von Hochstämmen und Kopfweiden bzw. das Belassen einzelner Bäume im Profil 

möglich. Diese wirken sich hinsichtlich des Fließwiderstandes bzw. der Ablagerung von 

Sedimenten nur sehr gering aus. Wesentlich ist, dass sich der Kronenansatz oberhalb des 

bordvollen Wasserstandes befindet. Sträucher oder Bäume mit seitlichen Ästen im 

Stammbereich sollen im Abflussprofil nur bei unproblematischen Abflussverhältnissen 

(Situationstyp @) gepflanzt werden. Gehölze mit aufrechtem, schlankem Habitus (z.B. Erle) 

beeinflussen den Abfluss weniger als Arten mit ausladendem Wuchs. 

Abbildung �: Wiesenböschung mit schmalem Hochstaudensaum am Ufer der Krems/NÖ 

(links); Bepflanzung mit Gehölzen an der Böschungsoberkante (rechts) 

Deutliche Verbesserungen des ökologischen Zustandes sind in Ortsstrecken oder Strecken 

mit geringstem Gestaltungspotenzial zumeist nur durch bauliche Umgestaltungen des 

Gewässerlaufes zu erreichen, die auch die Gewässermorphologie nachhaltig verbessern. 

Nutzungsänderungen (Auflassen von Wehren, Maßnahmen zur Wiederherstellung des 

Kontinuums etc.) können zum Anlass genommen werden, im Rahmen eines GPI Maßnahmen 

außerhalb des Konsenses als „Zusatzoption“ zu planen, um lange nötige 

Lebensraumverbesserungen in die Praxis umzusetzen. 

Situationstypen (–.: Übergangsstrecken 

Verglichen mit Ortsstrecken oder anderen Strecken mit sehr geringem Gestaltungspotenzial 

ist bei Übergangsstrecken bereits ein deutlich größerer Handlungsspielraum gegeben. 

Dennoch sind Einschränkungen aufgrund der Sicherstellung des Hochwasserschutzes für 

flussab gelegene Siedlungs- oder Gewerbegebiete oder aufgrund eines wasserrechtlichen 
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Konsenses gegeben. Artenzusammensetzung und Struktur der Ufervegetation sind deutlich 

anthropogen beeinflusst, ihre Ausdehnung ist räumlich stark begrenzt oder fehlt gänzlich. 

Der Gesamtzustand des Gewässers entspricht oftmals aufgrund von Regulierungen nicht 

mehr bzw. nur in geringem Ausmaß dem natürlichen Gewässertyp. 

Wesentliche Schwerpunkte der Instandhaltungs- und Pflegemaßnahmen liegen in der 

Erhaltung und Wiederherstellung der ökologischen Funktionsfähigkeit des Gewässers sowie 

der Verbesserung des Wasserrückhaltes. Die Bewirtschaftung von Dämmen orientiert sich an 

den technischen Anforderungen. 

Bei Gewässern entsprechend dem Situationstyp A ist es möglich, im obersten 

Böschungsbereich einen 	- bis �-reihigen altersgestuften Gehölzgürtel zu entwickeln bzw. zu 

belassen, der sich nach Möglichkeit auch in das angrenzende Umland ausdehnt. Das 

erforderliche Abflussprofil ist durch die Pflege von Wiesenböschungen zu erhalten. Die 

Böschungsmahd kann auf ein mehrjähriges Intervall reduziert werden, aufkommende 

Gehölze müssen jedoch regelmäßig entfernt werden, um ein Verbuschen der Flächen zu 

verhindern. 

In Gewässerabschnitten die den Situationstypen G und J entsprechen ist es möglich, Gehölze 

zu belassen, durch Naturverjüngung aufkommen zu lassen oder zu pflanzen. Der Umfang des 

Gehölzbewuchses ist von der Abflusskapazität abhängig und kann von Kopfweiden oder 

Hochstämmen, deren Kronenansatz oberhalb des bordvollen Abflusses zu liegen kommt, bis 

zur Vollbepflanzung der Uferböschungen reichen. Die Ufervegetation soll dem natürlichen 

Gewässertyp entsprechen, wobei Gehölze mit aufrechtem Habitus gefördert werden sollen. 

Wo es möglich ist, sind gewässerdynamische Prozesse zu ermöglichen. Damit kann nicht nur 

der Aufwand für Pflegemaßnahmen reduziert werden, Uferanrisse bieten Raum für eine 

natürliche Gehölzsukzession. Eine Bepflanzung dieser Bereiche ist meist nicht nötig, da mit 

ausreichender Naturverjüngung gerechnet werden kann. Der Totholzaustrag ist, wenn es zur 

Vermeidung von Verklausungen erforderlich ist, durch Fixieren abdriftgefährdeter Bäume 

(durch Seilanker etc.) bzw. punktuelle Entnahmen auf ein zulässiges Maß zu beschränken. 

Als Wiese festgelegte Flächen sind durch zumindest einmal jährliche Mahd zu erhalten. 

Wo es aus wasserrechtlicher Sicht möglich ist, sollen durch den Hochwasserrückhalt in 

Übergangsstrecken der Hochwasserschutz für flussab gelegene, höherwertig genutzte 

Gebiete erhöht bzw. Abflussverschärfungen vermieden werden. Breitere Gehölzgürtel oder 

Auwälder im Vorland tragen verstärkt zum Hochwasserrückhalt bei und können zugleich als 

natürliche Rechen zum Rückhalt von Totholz beitragen. 
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Ein ausreichend breiter Gehölzgürtel unterstützt die Erholungsfunktion, gleichzeitig wirkt er 

auch als Puffer gegenüber stofflichen Einträgen aus dem Umland. Teile der Uferböschungen 

können für die Besucher als Rast- oder Badeplätze zugänglich gemacht werden. Dazu ist eine 

regelmäßige Mahd dieser Abschnitte notwendig. 

Situationstypen 2–M: Freilandstrecken 

Diese Situationstypen sind hauptsächlich in der freien Landschaft zu finden. Vor allem für 

Gewässerstrecken des Situationstyps L und 
 bestehen meist keine (wesentlichen) 

Beschränkungen aufgrund eines wasserrechtlichen Konsenses. 

Aufgrund des geringeren Nutzungsdruckes und der damit verbundenen größeren 

Flächenverfügbarkeit im Gewässerumland weisen diese Gewässerabschnitte meist einen 

besonders hohen ökologischen Wert bzw. ein hohes ökologisches Potenzial auf. In 

Schutzgebieten (Natura ����, etc.) kommt der Erhaltung und Förderung der jeweiligen 

Schutzgüter besondere Bedeutung zu. Sämtliche Maßnahmen zielen hier auf die Erreichung 

beziehungsweise den Erhalt eines möglichst gewässertypischen Zustandes bzw. die 

Entwicklung des Gewässers und seines Bewuchses in diese Richtung ab. Hydromorphologisch 

sehr gute Strecken sind in diesem Zustand zu erhalten. 

Entwicklungsziel sind eigendynamische Fließgewässer im Rahmen einer möglichst 

extensiven Gewässerpflege. Die kontrollierte Selbstentwicklung des Gewässers steht im 

Vordergrund, es kann gänzlich zu passiven Pflegekonzepten übergegangen werden. Der 

Bewuchs umfasst zonierte Ufervegetation mit mehrschichtigen, wasser- und landseitig 

vorgelagerten Strauch- und Hochstaudensäumen bzw. natürliche Auenvegetation. 

Maßnahmen wie flächiges Abstocken oder Auslichten sind an Gewässerstrecken ohne 

hydraulische Notwendigkeit zu unterlassen. 

Bei eingeschränkter Abflusskapazität (Situationstypen K und L) beschränken sich die 

Pflegeeingriffe auf regelmäßige Kontrolle und punktuelle Eingriffe an Zwangspunkten. 

Totholz ist ökosystemtypischer Bestandteil natürlicher Gewässerlandschaften und muss in 

Freilandstrecken im Gewässer verbleiben bzw. soll aktiv ins Gewässer eingebracht werden. 

?.% Abgrenzung Projektgebiet 

Grundsätzlich ist das Projektgebiet in Abhängigkeit des Handlungsspielraums und des 

Schadenspotenzials abzugrenzen. Bei der Erstellung des GPI wird zwischen einem generellen 

Projektgebiet und dem eigentlichen Planungs- bzw. Maßnahmengebiet unterschieden. 
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?.%.� Generelles Projektgebiet 

Das generelle Projektgebiet umfasst einen größeren Bereich entlang des Gewässers, um 

allfällige Beeinflussungen, vor allem von Siedlungsgebiet, Hochwasserschutzbauten bzw. 

Schutzgebieten, erkennen und vermeiden zu können. 

Aufgrund der unterschiedlichen Rahmenbedingungen wird auf eine generelle Festlegung der 

Bearbeitungsbreite im Rahmen des vorliegenden Leitfadens verzichtet. Das generelle 

Projektgebiet ist aber unter Berücksichtigung der Topografie (Gräben, etc.) so festzulegen, 

dass auch allfällige Beeinflussungen weiter entfernt bzw. flussab gelegener Flächen mit 

höherwertiger Nutzung erfasst bzw. vermieden werden. 

?.%.! Planungs-/Maßnahmengebiet 

Das eigentliche Planungs-/Maßnahmengebiet umfasst die durch Maßnahmen berührten 

bzw. potentiell durch Änderungen der Wasserspiegellagen betroffenen Flächen einschließlich 

einer ausreichenden Pufferzone (Vorland). Dieses ist entsprechend den Situationstypen 

festzulegen (siehe Kap. 4.3). Sind aufgrund stark einschränkender Rahmenbedingungen 

Maßnahmen lediglich im Gewässerbett und an der Böschungsoberkante möglich, kann sich 

auch das Planungs-/Maßnahmengebiet auf diese Flächen beschränken. Dies gilt vor allem 

dann, wenn das Umland nur geringes Schadenspotenzial aufweist (z.B. Landwirtschaft, Forst 

etc.). 

?.( Erhebung Ist-Bestand/ökologische und wasserwirtschaftliche 

Rahmenbedingungen 

?.(.� Erhebungen/Darstellungen innerhalb des generellen Projektgebietes 

Für das generelle Projektgebiet sind folgende Daten zusammenzustellen: 

• Kataster 

• Vorlandnutzung (inkl. Siedlungsumhüllende, falls vorhanden) 

• höherrangige Verkehrsinfrastruktur (niederrangige Straßen/Wege und 

erdverlegte Ver- und Entsorgungsleitungen müssen nur im Planungs-

/Maßnahmengebiet erhoben werden, siehe Kap. 5.4.2) 

• Anschlagslinien des HQ30, HQ100, HQ300 (falls vorhanden) 

• Schutzgebiete 
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Dabei ist im Regelfall davon auszugehen, dass diese Daten bereits digital zur Verfügung 

stehen und nur mehr in einem digitalen Projekt zusammengespielt werden müssen. 

Die Daten sind neben dem Textteil auch in einer Übersichtskarte (Orthofoto, ÖK, „Basemap“ 

(vereinfachte ÖK G�)) darzustellen. Diese Karte kann auch mit der Darstellung der Pflege- und 

Kontrollabschnitte kombiniert werden. 

?.(.! Erhebungen/Darstellungen innerhalb des Planungs-/Maßnahmengebietes 

Der Erhebungsumfang ist in Abhängigkeit des Gestaltungs- und des Schadenspotenzials 

festzulegen. Ist aufgrund stark einschränkender Rahmenbedingungen nur geringer 

Handlungsspielraum vorhanden, können in der Regel auch die Erhebungen auf ein Minimum 

reduziert werden. Weist z.B. ein Gewässer ausschließlich Wiesenböschungen und einzelne 

größere Gehölze auf der Böschungsoberkante auf, ist die Erhebung des Ist-Bestandes mit 

geringem Aufwand möglich. Dies gilt vor allem dann, wenn im Umland nur geringes 

Schadenspotenzial besteht (z.B. Landwirtschaft etc.). 

Es wird auch hier davon ausgegangen, dass vorwiegend mit Bestandsdaten gearbeitet 

werden kann. Eine Ausnahme stellt in vielen Fällen die gewässernahe Infrastruktur dar, die 

allerdings für die weitere Bearbeitung wesentlich ist. Fehlende naturräumliche Daten sind nur 

grob, im erforderlichen Mindestumfang zu erheben (siehe unten). 

Auch wenn im Rahmen des GPI keine vollständige Erhebung der Einbauten wie für eine 

Baumaßnahme erfolgen muss, sind im Vorfeld leicht verfügbare Daten bzw. die Lage 

sichtbarer Einbauten in die Projektunterlagen einzuarbeiten. 

Im Zuge der Begehungen zur Bestandserhebung sind sichtbare Einbauten, 

Uferbefestigungen ohne auffindbaren Konsens etc. aufzunehmen und in die Plangrundlagen 

einzutragen. 

(Mindest-)Erhebungsumfang: 

Innerhalb des Planungs-/Maßnahmengebietes sind folgende Informationen in die 

Plangrundlage einzupflegen: 

• Hochwasserschutzdämme und sonstige relevante Schutzbauten (z.B. 

Querbauwerke); 
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• Technische Bauwerke, Einbauten, Drainagen; 

• Verkehrsinfrastruktur, Ver- und Entsorgungsleitungen, Freileitungen, etc.; 

• Engstellen: Brücken, Durchlässe, sehr abflussrelevante Vegetationsbestände;  

• Ausweisung von Strecken/Bauten anderer Instandhaltungsverpflichteter (auch 

Einmündungen von Drainagen etc.) 

• Flussbettstruktur (vor allem Ufer- und Sohldynamik gemäß NGP bzw. Ist-

Bestandsanalyse gemäß § 55d WRG (IBA mit Bewertung von 500 m Abschnitten); 

wo diese NGP-Daten nicht vorhanden sind (z.B. bei Gewässern mit weniger als 10 

km² Einzugsgebiet) erfolgt nur eine grobe Beschreibung (z.B. strukturloses 

Trapezprofil, etc.); 

• Ökologischer Zustand bzw. ökologisches Potenzial und biologischer Zustand 

hinsichtlich hydromorphologischer Belastungen. Diese Daten sind dem jeweils 

aktuellen NGP zu entnehmen; liegen für das aktuelle Gewässer keine Daten im 

NGP vor, entfällt dieser Punkt oder kann durch Experteneinschätzung erfolgen; 

• Vegetationsstruktur-Erhebungen (grobe Darstellung, siehe unten), inkl. grobe 

Darstellung von Anlandungen und Erosionen; 

• Besonderheiten (bei Bedarf): Neophyten, vor allem bei Massenvorkommen, 

Biberpopulationen, Erholungsnutzung, etc.; 

• Gewässerstrecken mit Gefährdungen durch sturzgefährdete Bäume (bei Bedarf). 

Darstellungsform: Alle oben angeführten Erhebungen sind jedenfalls in Berichtsform 

darzustellen und in eine GIS-Grundlage einzuarbeiten. Die technischen Spezifikationen für 

die Ergebnisdaten sowie deren Übernahme in die Hochwasser-Fachdatenbank des Bundes 

werden in Abstimmung mit der WIS-Arbeitsgruppe der Länder gesondert geregelt. 

Planliche Darstellungen des Ist-Bestandes sind auf ein Minimum zu beschränken. 

Insbesondere ist dabei jeweils zu prüfen, ob die Istbestands-Daten nicht in den Lageplan der 

Pflege- und Kontrollabschnitte (vgl. Kap. G.L) aufgenommen werden können. Dies gilt vor 

allem für die Hochwasserschutzbauten und Einbauten. 

Die Einbauten sind als Punkt bzw. Linien (evtl. in Abstimmung mit dem Bauwerkskataster der 

Hochwasser-Fachdatenbank) darzustellen. Wenn auch ein Gewässerpflegeplan zu erstellen 

ist, sind Details ev. in einem kleineren Maßstab darzustellen. Charakteristische Profile (vgl. 

Fallbeispiele, siehe Kap. K) sind im Bericht darzustellen. 
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Als Vorgangsweise für die Vegetationsstruktur-Erhebungen wird empfohlen, zuerst die 

Erhebung anhand von Luftbildern vorzunehmen und danach die Kontrolle und Detaillierung 

mittels Begehung (nur Planungs-/Maßnahmengebiet) durchzuführen. 

Kategorien der Vegetationsstruktur-Erhebung sind:  

• Wiese 

• Hochstauden 

• Gehölzbewuchs: schmal (einreihig) oder mehrreihig/Arten- und Altersstruktur 

einheitlich oder heterogen/Solitär- oder Großbäume 

• Grobe Einschätzung des Anteils standortheimischer Pflanzen und invasiver 

Neophyten (Knöterich, Springkraut, Herkuleskraut, Robinien, Eschenahorn, etc.) 

• in FFH-Gebieten sind zumindest als Schutzgut ausgewiesene Lebensraumtypen, 

ev. zusätzlich Baumarten und Neophyten, auszuweisen. 

Bei den Erhebungen sind möglichst lange Abschnitte mit gleichartiger Vegetationsstruktur 

abzugrenzen. Eine separate planliche Darstellung der Ergebnisse der Vegetationsstruktur-

Erhebung (zusätzlich zum Maßnahmenplan, Kap. 5.8) kann im Regelfall entfallen. Ist sie 

aufgrund besonderer Rahmenbedingungen erforderlich, sind die Erhebungsabschnitte auf 

der Gewässerachse darzustellen. Zusätzlich sind Lebensraumtypen in FFH-Gebieten, die als 

Schutzgut ausgewiesen sind, flächig darzustellen. 

Darüber hinaus gehende vertiefte Untersuchungen (wie z.B. detaillierte Erhebungen der 

Flussbettstruktur, aufwändige Vegetationskartierungen, zoologische Aufnahmen) sind im 

Rahmen von GPI nicht vorgesehen. 

?.? Darstellung des hydromorphologischen Gewässertyps 

Die Darstellung erfolgt auf Basis vorhandener Daten, wobei relevante Inhalte vor allem der 

Publikation „Hydromorphologische Leitbilder – Fließgewässertypisierung in Österreich“ nach 

Wimmer et al., BMLFUW, ��	� zu entnehmen sind. 

Folgende Aspekte sind dabei in einer groben Darstellung zu behandeln: 

• Flussmorphologie inkl. Anforderungen an das Sohlsubstrat 
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• gewässertypische Ufervegetation, Sensibilität hinsichtlich Aufwärmung 

• Bedeutung der lateralen Vernetzung (Auen, Nebengewässer, etc.). 

Abbildung @: Beispiele für unterschiedliche Gewässertypen nach Wimmer et. al., BMLFUW, 

��	� 

?.. Defizite/Handlungsbedarf 

Als Grundlage für die Festlegung der Gestaltungs- und Entwicklungsziele und der zu deren 

Erreichung erforderlichen Maßnahmen, sind zum einen die Defizite zu ermitteln, zum 

anderen ist der nötige Handlungsbedarf (textlich) darzustellen. Dabei sind folgende Themen 

zu behandeln: 

• Gefährdung des Hochwasserschutzes (Konsens/Abflusskapazität) und der 

Standsicherheit von Hochwasserschutzbauten/Dämmen/Brückenfundamenten durch 



Leitfaden Gewässerpflegekonzepte 38 von 50 

− unzulässige Anlandungen 

− unzulässige Sohleintiefung bzw. Uferanrisse 

− den Abfluss behindernden Gehölzbewuchs (zu dicht, einhängend, etc.) 

− unzulässigen Gehölzbewuchs auf Dämmen. 

 

• Starke Abweichung von der gewässertypischen Flussbettausformung 

− Fehlen von Charakter-Strukturen (Furten, Kolke/Rinner (Tiefstellen), 

Flachufer/Sedimentbänke, Holzstrukturen, Nebengewässer, Feinsediment- bzw. 

Feinsandanreicherung, etc.) 

− Unterbrochene Durchgängigkeit bzw. fehlende laterale Vernetzung 

− Fehlen einer gewässertypischen Ufervegetation (im Regelfall Ufergehölze, 

mehrreihig, altersgestuft), keine oder zu geringe Beschattung. 

?.2 Gestaltungs- bzw. Entwicklungsziele 

Maßnahmen zur Gewässerpflege sind entsprechend dem Gewässertyp so umzusetzen, dass 

die größtmöglichen ökologischen Verbesserungen im Rahmen des Gestaltungs- und 

Entwicklungspotenzials (= innerhalb des wasserrechtlichen Konsenses) erreicht werden.  

Referenz für Verbesserungen ist aus wasserrechtlicher Sicht immer der Konsenszustand, 

nicht der aktuelle Zustand. 

Die nachfolgend angeführten Grundsätze für die Gestaltungs- und Entwicklungsziele sind in 

Abhängigkeit von Gestaltungspotenzial und Raumverfügbarkeit, den rechtlichen 

Verhältnissen und den daraus resultierenden Handlungsspielräumen anzuwenden: 

• Durchgängigkeit für Fische erhalten bzw. (auch bei Sanierung/Instandhaltung 

kleiner Querbauwerke) herstellen; 

• dem Gewässertyp entsprechende Flussbettstruktur und Sohle (wie z.B. Totholz 

im Gewässer und ufernah, Kies-/Feinsedimentbänke, Furten/Kolke etc.) fördern 

(siehe Hydromorphologische Leitbilder nach Wimmer et. al., BMLFUW, 2012); 

• Maßnahmen in Hinblick auf einen ausgeglichenen Sedimenthaushalt auswählen 

(möglichst seltenes Eingreifen bzw. größtmögliches Zulassen von 

Anlandungen/Erosion, es sei denn, die Entfernung von Material bringt auch 

ökologische Verbesserungen); 

• Angemessen mit Uferanbrüchen umgehen: Zulassen von Seitenerosion wo 

immer es möglich ist, Ankauf der betroffenen Grundstücke im Rahmen von 

Instandhaltungsmaßnahmen, Sanierungen entsprechend dem Gewässertyp; 
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• Ufer- und Böschungsvegetation in Hinblick auf die Gestaltungsziele 

bewirtschaften; 

• altersgestuften, bis in Bodennähe reichenden, mehrreihigen, artenreichen 

Bewuchs mit standortheimischen Gehölzen fördern; intensive Strukturierung der 

Ufer durch einhängende Gehölze möglichst tolerieren; 

• bei begrenzter Abflusskapazität: zunächst Einhänge entfernen und den Bestand 

ausdünnen, Gehölze im Rahmen der Pflege hochziehen, um Entwicklung 

außerhalb des Abflussbereiches zu fördern; 

• wenn Gehölzbewuchs nicht möglich ist: Entwicklung eines Röhricht-

/Hochstaudensaums, insbesondere in Ufernähe; Wiesenböschungen auf das 

notwendige Maß beschränken; ökologisch verträgliche Mähpläne erstellen und 

die Entfernung des anfallenden Materials vorsehen;  

• ausreichende Beschattung durch Gehölze an der Böschungsoberkante (BOK) als 

Mindestanforderung. 

Sind innerhalb des wasserrechtlichen Konsenses nur geringe ökologische Verbesserungen 

möglich, sind im GPI als Zusatzoption zusätzliche Gestaltungsziele darzustellen, die größere 

ökologische Verbesserungen ermöglichen, auch wenn für die erforderlichen Maßnahmen 

eine behördliche Bewilligung notwendig ist. Dabei ist auf eine möglichst geringe 

Beeinträchtigung fremder Rechte zu achten, um die Bewilligungsfähigkeit der Maßnahmen 

zu erleichtern. 

Die Maßnahmen sind in Form von Steckbriefen übersichtlich darzustellen (siehe Kap. 5.9). 

?.O Definition Pflege- & Kontrollabschnitte 

Ziel ist die Festlegung von Gewässerabschnitten mit einheitlichen Gestaltungszielen. Damit 

werden Planung und Umsetzung von Maßnahmen erleichtert und vereinfacht. 

Als Basis dient die Abschnittseinteilung entsprechend den Situationstypen (siehe Kap. G.�). 

Falls erforderlich können weitere Unterteilungen anhand folgender Kriterien vorgenommen 

werden: 

• im Detail unterschiedliche Gestaltungsziele 

• Gewässertypen nach WRRL/Detailwasserkörper 
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• Hochwasserprozesse (Leitprozesse) gemäß TRL-GZP14 

• Art der Schutzmaßnahmen 

Es ist anzustreben, möglichst lange, gleichartige Abschnitte auszuweisen. Eine Ausnahme 

stellen Engstellen oder Brücken dar, wobei diese auch nur als lokale Engstellen innerhalb 

eines Pflegeabschnittes ausgewiesen werden können und somit keine separate 

Abschnittsgrenze erforderlich ist. 

Aufgrund der unterschiedlichen Rahmenbedingungen wird auf die Angabe von Mindest- und 

Maximallängen bzw. auf Empfehlungen für Durchschnittslängen verzichtet. 

?.M Maßnahmentypen/Steckbriefe 

Gewässerpflegekonzepte definieren auf einzelne Gewässerabschnitte bezogene Maßnahmen 

oder Maßnahmentypen, mit denen die langfristige Erhaltung bzw. Verbesserung der 

ökologischen Funktionsfähigkeit oder des ökologischen Zustandes erreicht wird. Gleichzeitig 

muss die Wirksamkeit der Hochwasserschutzanlagen erhalten bzw. der Hochwasserschutz 

sichergestellt werden. Diese können auch zu Maßnahmenpaketen für Gewässerabschnitte 

kombiniert werden. 

Maßnahmentypen in GPI müssen zumindest Aussagen zu folgenden Themen beinhalten: 

�. Vegetationsentwicklung 

− Beschreibung der Maßnahmen in Hinblick auf die Entwicklung standortheimischer, 

altersgestufter Ufergehölzvegetation sowie der Verdrängung gebietsfremder 

Pflanzenarten (Neophyten); 

− Auswahl und Beschreibung passender Pflegemaßnahmen für Wiesen-, 

Hochstauden- und Röhrichtflächen; 

− Management von Wasserpflanzen (Makrophytenbestände), falls erforderlich. 

Dabei ist auf lokale Erfordernisse und Rahmenbedingungen wie z.B. Abflussquerschnitt, 

Mähgutverwertung, Anforderungen aus naturschutzfachlichen Festlegungen, Vorkommen 

neophytischer Arten etc. einzugehen. Weiters sind Aussagen bzgl. Zeitwahl, Pflegintervalle, 

Schnitt- und Mähmethoden etc. zu treffen. 

!. Feststoffmanagement 

                                                                 
14 Technische Richtlinien für die Gefahrenzonenplanung gemäß § 42a WRG; 
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− Beschreibung von Maßnahmen zur Räumung von Feinsedimenten bei Ufer- und 

Sohlanlandungen 

− Geschieberäumungen in natürlichen Gewässerabschnitten 

− Geschieberäumungen an Ablagerungsplätzen und in Sperrenstaffelstrecken, bei 

Verklausungen etc.  

− Maßnahmen zur Förderung des Sedimentkontinuums. 

Dabei ist das lokale Belassen von Anlandungen zur zumindest temporären Strukturierung der 

Gewässerabschnitte (innerhalb der Handlungsspielraumes) anzustreben/vorzusehen. 

%. Umgang mit (kleineren) Uferanrissen und Fallbeispiele 

− Belassen der Uferanbrüche/Ablöse eines ausreichend großen Grundstückstreifens  

− gewässertypische Ausgestaltung des Ufers 

− Wiederherstellung des Ufers entsprechend dem Konsens 

Dabei ist das Belassen der Uferanrisse bzw. die gewässertypische Ausgestaltung des Ufers 

(innerhalb der Handlungsspielraumes) anzustreben. 

(. sonstige Maßnahmen 

− Ausweisung sensibler Abschnitte mit Gefahrenbäumen/sturzgefährdeten Gehölzen, 

für die weitere Planungs- bzw. Prüfschritte (z.B. Baumkontrollen) empfohlen werden 

− Maßnahmen zur Verbesserung der Durchgängigkeit, soweit innerhalb des Konsenses 

möglich, oder als Zusatzoption. 

?.M.� Auflistung der Maßnahmentypen 

Die meisten in der Gewässerpflege nötigen Maßnahmen sind in regelmäßigen Abständen zu 

erledigen. Darüber hinaus sind nach Erfordernis Arbeiten umzusetzen, die zwar meist 

vorhersehbar, in Frequenz und Umfang jedoch kurzfristig festzulegen sind. Nach Maßgabe 

der Entwicklung des Vegetationsbestandes sind mehr oder weniger intensive Eingriffe nötig, 

um das festgeschriebene Entwicklungsziel zu erreichen. 

Bei der Erstellung des GPI ist darauf Bezug zu nehmen bzw. ein Katalog der jeweils 

erforderlichen Maßnahmentypen zu erstellen. Zusätzlich sind Umfang und Art der 

Umsetzung der Maßnahmen in einer übersichtlichen Form zu beschreiben. 

Darüber hinaus sind im GPI auch die erforderlichen Kontrollmaßnahmen festzulegen. 



Leitfaden Gewässerpflegekonzepte 42 von 50 

Erstmaßnahmen/Arbeiten bei Bedarf 

• Maßnahmen sowie nötige Folgemaßnahmen zur Herstellung des angestrebten 

Zustandes wie z.B. 

• Umwandlung von Gehölzbewuchs zu Wiesenflächen 

• Entbuschung von Röhrichtbeständen 

• Bestandsumwandlung innerhalb von Gehölzflächen 

• Entfernen von Neophyten 

• Bepflanzungs- und Ansaatmaßnahmen inkl. Anwuchspflege 

• Herstellen von Wartungsstreifen 

• Sedimenträumung 

• Sanierung von Uferanbrüchen etc. 

 

Laufende Pflege-/Erhaltungsmaßnahmen 

• Maßnahmen zur langfristigen Erhaltung des erreichten Gestaltungsziels 

(Zielzustandes) z.B. Mäharbeiten, Gehölzpflege, etc. 

• Maßnahmen zur Kontrolle, ob das Gestaltungsziel (inkl. der rechtl. 

Rahmenbedingungen) eingehalten wird, inkl. Intervall (z.B. periodisch und nach 

Hochwasser) 

Als Ergänzung zum vorliegenden Leitfaden ist geplant, aufbauend auf bereits vorhandene 

Kataloge der BWV-L einen bundesweit einheitlichen Katalog der Maßnahmentypen zu 

erstellen, der sukzessive erweitert werden soll. Hinsichtlich Details und Einzelmaßnahmen 

wird auf die in Kap. J angeführte Literatur verwiesen (BMNT, Länder, ÖWAV, viadonau). 

?.M.! Darstellung der Maßnahmen pro Abschnitt in Form von Steckbriefen 

Der Inhalt der Steckbriefe gliedert sich in @ Blöcke: 

• Charakterisierung des Gewässerabschnitts (Lage, Typ, Länge (Fluss-km), …) 

• Maßnahmen im Gewässerbett (innerhalb BOK) 

• Maßnahmen im Abflussraum 

Für jeden Maßnahmenblock sind folgende Angaben darzustellen: 



Leitfaden Gewässerpflegekonzepte 43 von 50 

• Umfang und Intervall der Kontrollen (alle x Jahre, nach HQX, etc.) 

• Auflistung der Pflegemaßnahmen(-typen) (siehe Kap. G.	�.	.) 

• Erstmaßnahmen (falls erforderlich) 

• Priorisierung (falls erforderlich) 

Sind innerhalb des Konsenses nur geringe ökologische Verbesserungen möglich, so sind 

Maßnahmen außerhalb des Konsenses als „Zusatzoption“ zu erarbeiten, mit denen 

entsprechende ökologische Verbesserungen zu erreichen sind (vgl. Kap. A bzw. G.K). Diese 

Maßnahmen sowie die entsprechenden Gestaltungs- und Entwicklungsziele sind gesondert 

darzustellen. Der Detaillierungsgrad dieser Zusatzoptionen und die Darstellungsform sollen 

den anderen Maßnahmenvorschlägen entsprechen und keinesfalls ein späteres 

Einreichprojekt ersetzen. 

?.�Q Einzelmaßnahmen und Gewässerpflegepläne (optional) 

Innerhalb von GPI können, falls erforderlich, auch Einzelmaßnahmen und 

Gewässerpflegepläne erstellt werden. Dies gilt insbesondere für GPI im Rahmen von 

Detailprojekten bzw. für Bauwerke (z.B. Rückhaltebecken). Entsprechend den höheren 

Genauigkeitsanforderungen sind diese Maßnahmen planlich zu verorten. 

?.�� Monitoring/Evaluierung der Maßnahmen 

Die Auswirkungen bzw. die Wirksamkeit der gesetzten Maßnahmen sind periodisch zu 

überprüfen (Monitoring). Wenn erforderlich, sind Aktualisierungen der 

Gewässerpflegekonzepte bzw. Neubewertungen der dem GPI zu Grunde liegenden 

Annahmen und Zielsetzungen unter Einbeziehung der gewonnenen Erfahrungen 

durchzuführen (Evaluierung). 

Ein Gewässerpflegekonzept sollte als „lernfähiges Planungsinstrument“ verstanden werden, 

das sich auch auf veränderte Rahmenbedingungen einzustellen vermag und dessen 

„Zielzustände“ sich an einem langfristigen Planungshorizont orientieren. 
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J Literatur und Pilotprojekte 

Vorliegender Leitfaden baut auf bestehende Leitfäden, Leitlinien und sonstige Arbeiten des 

BMNT (bzw. des früheren BMLFUW), des ÖWAV und der Ämter der Landesregierungen 

sowie auf den Erfahrungen aus Pilotprojekten der Bundeswasserbauverwaltungen (BWV-L) 

und der viadonau (Österreichische Wasserstraßen-Gesellschaft mbH) auf. Inhalte und Texte 

dieser Arbeiten werden teilweise ohne explizites Zitat übernommen. Die nachfolgende 

Auflistung dieser Arbeiten soll als Übersicht und zur Information dienen. Angaben zu 

Verlinkungen erfolgen ohne Gewähr. 

BMNT/BMLFUW: 

• RIWA-T: Technische Richtlinien für die Bundeswasserbauverwaltung, Fassung ��	J; 

https://www.bmnt.gv.at/wasser/wasser-

oesterreich/foerderungen/foerd_hochwasserschutz/trl_neu-ab-��	J.html 

• Flussbau und Ökologie: Flussbauliche Maßnahmen zur Erreichung des 

gewässerökologischen Zielzustandes, ��	A; 

• Handbuch Ufervegetationspflege: Ufervegetationspflege unter Berücksichtigung 

schutzwasserwirtschaftlicher und ökologischer Anforderungen, Langfassung, ���K, 

Kurzfassung, ��	�; https://www.bmnt.gv.at/wasser/wasser-

oesterreich/foerderungen/foerd_hochwasserschutz/ufer.html 

• Hydromorphologische Leitbilder – Fließgewässertypisierung in Österreich: Wimmer et 

al., BMLFUW, ��	�; https://www.bmnt.gv.at/wasser/wasser-

oesterreich/plan_gewaesser_ngp/umsetzung_wasserrahmenrichtlinie/hymoleitbilder.ht

ml 

Burgenland:  

• Uferpflegekonzept Goldbach/Frauenbrunnbach, ��	J; 

• Uferpflegekonzept Güns/Zöbernbach, ��	J; 

• Uferpflegekonzept Projektgebiet Rabnitz, ��	J; 

Kärnten: 

• Leitlinie: Vorgaben zur Erstellung von Gewässerinstandhaltungs- und Pflegekonzepten, 

Amt der Kärntner Landesregierung, Entwurf, Stand: Okt. ��	K; 

• Gewässerpflegekonzept Rajacherbach, Umweltbüro, ��	K; 
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• Ufervegetationspflege an Kärntens Gewässern – Methodenbeschreibung, Amt der 

Kärntner Landesregierung, ��	�; 

• Ufervegetationspflegekonzept Lavant, Umweltbüro, ��	�; 

Niederösterreich: 

• Infomappen: Lebensraum Gewässer, Gewässertypen, Geschiebe, Ufergehölze, Amt der 

Niederösterreichischen Landesregierung &NÖ Landschaftsfonds; 

• Gewässerpflegekonzept Göllersbach, ��	J; 

• Gewässerpflegekonzept Pielach, in Bearbeitung; 

• Gewässerpflegekonzept Piesting, in Bearbeitung; 

ÖWAV: 

• Praxisfibel: Fließgewässer erhalten und entwickeln, BMLFUW und ÖWAV, �., vollständig 

überarbeitete Auflage, ��	A; 

https://www.oewav.at/Page.aspx?target=	
J
J�&mode=form&app=	@AG
L&edit=�&cu

rrent=�
@LL	&view=��GJGL&predefQuery=-	 

• Neophytenmanagement, ��	@; https://www.oewav.at/Downloads/Neophyten 

• Gehölzbewuchs auf Dämmen und Deichen - Endbericht Projektphase II, ��		; 

Steiermark: 

• Gewässerpflegekonzepte für steirische Fließgewässer �.	, Amt der Steiermärkischen 

Landesregierung, ��	K; 

viadonau:  

• Gewässerpflegekonzept Weidenbach, ��	K; 

Vorarlberg: 

• Leitfaden zur ökologisch verträglichen Umsetzung von Instandhaltungs- und 

Pflegemaßnahmen an Gewässern, Amt der Vorarlberger Landesregierung, ���J; 

• Nutzungsextensivierung Rheindämme, UMG & Renat, 

Wien:  

• Gewässerpflegekonzept Liesing, ���K und ��	K. 
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K Fallbeispiele 
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